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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, 
Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Verena Osgyan, Julia 
Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Bayern trägt Verantwortung! – Unabhängige Anlaufstelle für Nachkommen der 
Opfer von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut schaffen  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, eine zentrale, institutionsübergreifende, unab-
hängige Beratungsstelle zur Klärung von Provenienzansprüchen zu schaffen, an die 
sich Privatpersonen wenden können, die Unterstützung und Hilfestellungen benötigen, 
um ihre Ansprüche rechtlich geltend zu machen.  

Aufgabe dieser Stelle soll, wie bereits in den Washingtoner Prinzipien gefordert, die 
Beratung von Nachkommen mutmaßlicher Opfer von NS-verfolgungsbedingt entzoge-
nem Kulturgut, die proaktive Vernetzung der betroffenen Personen mit den relevanten 
Stellen in Bayern1 und die wissenschaftlich unabhängige Begleitung dieser Fälle sein. 
Zu den Aufgaben dieser Stelle gehören auch das Erarbeiten einvernehmlicher Lösun-
gen sowie die Begleitung von Fällen vor dem Schiedsgericht in Frankfurt am Main, das 
im kommenden Jahr seine Arbeit aufnehmen wird.  

Bei der Besetzung der Anlaufstelle sollte neben fachlicher und wissenschaftlicher Kom-
petenz auch die Einbindung von Sachverständigen mit jüdischem Hintergrund sowie 
Nachfahren von Opfern der NS-Verfolgung berücksichtigt werden. 

 

 

Begründung: 

Im März 2024 wurden im Rahmen eines kulturpolitischen Spitzengesprächs von Bund 
und Ländern Maßnahmen beschlossen, um die Umsetzung der Washingtoner Prinzi-
pien zur Restitution von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut voranzutreiben. 
Bayern und die Bundesrepublik stehen geschlossen hinter dieser internationalen Ver-
einbarung von 1998. Im vergangenen Oktober wurden die kommenden Schritte von 
Bund und Ländern konkretisiert und die Einrichtung einer Schiedsgerichtsbarkeit ge-
meinsam auf den Weg gebracht. Alleine damit ist es nicht getan. Bayern muss seiner 
Verantwortung gerecht werden und die nötige Hilfestellung für Betroffene und deren 
Nachkommen leisten, damit – wenn auch spät – endlich Gerechtigkeit für die Hinter-
bliebenen gewährleistet wird,  

Die Nachkommen der Opfer leben meist nicht in Deutschland, haben oft weder Kennt-
nisse in deutscher Sprache noch in bayerischen Verwaltungsstrukturen. Dies baut bei 
der Suche nach verschollenem Kulturgut ebenso wie bei einer etwaigen der Durchset-
zung von Rechten, wo keine einvernehmlichen Lösungen gefunden werden, sprachli-
che, rechtliche und menschliche Hürden auf. Im Land der Täter ist es an der Zeit, die 

                                                           
1 Archive, Bezirke, Kommunen, Institutionen, Forschungsstellen sowie Ansprechpersonen innerhalb vor-

genannter Institutionen 
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moralische Verpflichtung aus der Vergangenheit anzunehmen, und die Opfer und Hin-
terbliebenen endlich vollumfänglich zu würdigen, ihrem Suchen nach Eigentum, ihren 
Fragen zu mutmaßlich geraubten Kulturgütern endlich mit Wertschätzung zu begegnen. 
Eine zentrale Anlaufstelle, die Betroffene berät und begleitet, sie im bundesrepublikani-
schen Bürokratie-Dschungel an die Hand nimmt und innerhalb Bayerns Leitlicht ist, ist 
notwendig, um diesen Hindernissen entgegenzuwirken. Bayern wäre damit bundesweit 
Leuchtturm und Vorbild und würde ein Zeichen setzen im verantwortungsvollen Um-
gang mit den Opfern, den Angehörigen und den Hinterbliebenen der Greueltaten der 
NS-Diktatur – endlich auch beim Thema NS-Raubgut.  

Ein Beispiel für die Dringlichkeit dieser Maßnahmen zeigt der Fall der Familie Bernhei-
mer, die von einem bayerischen Museum hörte, dass die Beweislast bei ihnen liege, 
obwohl das Museum in die Enteignung („Arisierung“) und den Kunstraub involviert war. 
Solche Vorkommnisse dürfen sich nicht wiederholen. 

Die „Monuments Men“, eine Gruppe von 345 Männern und Frauen, konnte nach dem 
Krieg mit sehr begrenzten Mitteln in kurzer Zeit mehr als fünf Millionen Einzelstücke an 
unrechtmäßig entzogenem Kulturgut identifizieren und restituieren. Diese Leistung 
zeigt, dass auch heute entschlossenes Handeln möglich ist, wo ein Wille besteht.  

Die Restitution von Kunstwerken, die ihren rechtmäßigen Besitzerinnen und Besitzern 
durch die Nationalsozialisten entzogen wurden, ist ein wichtiger Beitrag zur Aufarbei-
tung der NS-Vergangenheit. Angesichts der zunehmenden Normalisierung von Antise-
mitismus in Deutschland und Bayern ist es unerlässlich, historische Unrechtmäßigkei-
ten konsequent aufzuarbeiten und diesen Diskurs in die Gesellschaft zu tragen. 

Eine unabhängige Institution sollte Zugang zu allen relevanten Archiven erhalten und 
eine zentrale Schnittstelle für alle innerhalb von Institutionen bereits erfolgreich an Pro-
venienzen Forschenden sein. Die Einrichtung zentraler Kontaktstellen, zuletzt vom US 
Department of State2 gefordert und von der Bundesregierung unterstützt, muss zügig 
umgesetzt werden.  

                                                           
2 https://www.state.gov/washington-conference-principles-on-nazi-confiscated-art/ 

https://www.state.gov/washington-conference-principles-on-nazi-confiscated-art/
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/4142 

Bayern trägt Verantwortung! - Unabhängige Anlaufstelle für Nachkommen der 
Opfer von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut schaffen  

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Sanne Kurz 
Mitberichterstatter: Prof. Dr. Winfried Bausback 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst federführend 
zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 28. Sitzung am 
12. März 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Prof. Dr. Michael Piazolo 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das gesamte Hohe Haus. 

Ich sehe keine Gegenstimmen und keine Enthaltungen. Damit übernimmt der Landtag 

diese Voten.

Ich möchte noch darauf hinweisen, dass im Rahmen der Tagesordnungspunkte 4 und 

5 zwei Wahlen mit Namenskarte und Stimmzettel stattfinden werden. Bitte denken Sie 

an Ihre Stimmkartentasche, die im Vorraum ausliegt.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über eine Verfassungsstreitigkeit und die 
nicht einzeln zu beratenden Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Verfassungsstreitigkeit 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 28. März 2025 
(Vf. 8-VII-25) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit  
des Art. 4 Abs. 1 Nr. 2 des Heilberufe-Kammergesetzes (HKaG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 6. Februar 2002 (GVBl. S. 42, BayRS 
2122-3-G), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 
(GVBl. S. 632) geändert worden ist 
 
PII-3001-2-25 
Drs. 19/6347 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 
 
I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 
II. Die Klage ist unbegründet. 
III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete  
 Dr. Alexander Dietrich bestimmt. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bayern trägt Verantwortung! – Unabhängige Anlaufstelle für 
Nachkommen der Opfer von NS-verfolgungsbedingt  
entzogenem Kulturgut schaffen  
Drs. 19/4142, 19/6566 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

3. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stand der Krankenhausreform in Bayern:  
Vorstellung der externen Gutachten  
Drs. 19/5393, 19/6564 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

4. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke, 
Dr. Martin Brunnhuber u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Alfred Grob, Steffen Vogel u.a. CSU 
Erleichterungen im Beurteilungswesen schaffen 
Drs. 19/5470, 19/6539 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

5. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier,  
Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Schwammregionen in Bayern: Aktionsprogramm oder Aktionismus 
Drs. 19/5828, 19/6526 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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6. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn,  
Sabine Gross u.a. SPD 
Asiatische Hornisse (Vespa velutina) entschlossen bekämpfen! 
Drs. 19/5841, 19/6527 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

7. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Deutsch-tschechische Zusammenarbeit stärken: Für die Verlängerung 
und Weiterentwicklung des Deutsch-Tschechischen Zukunftsfonds 
Drs. 19/5863, 19/6562 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Mia Goller u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bericht zur Umsetzung der forstpolitischen Maßnahmen  
auf bayerischer Ebene im Waldpakt 2023 
Drs. 19/5864, 19/6528 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Finanzierung der psychotherapeutischen Weiterbildung sichern 
Drs. 19/5865, 19/6565 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 
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10. Antrag der Abgeordneten Sabine Gross,  
Holger Grießhammer, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Aufstellung der Mietspiegel reformieren –  
reale ortsübliche Mieten ermitteln! 
Drs. 19/5867, 19/6540 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wohnen, Bau und Verkehr 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, 
Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Verena 
Osgyan, Julia Post, Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/4142, 19/6566 

Bayern trägt Verantwortung! – Unabhängige Anlaufstelle für Nachkommen der 
Opfer von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut schaffen  

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

II. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Sanne Kurz
Abg. Michael Hofmann
Abg. Dr. Stephan Oetzinger
Abg. Ulrich Singer
Abg. Prof. Dr. Michael Piazolo
Abg. Katja Weitzel
Staatsminister Markus Blume



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 11 

auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz u. a. 

und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bayern trägt Verantwortung! - Unabhängige Anlaufstelle für Nachkommen der 

Opfer von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut schaffen (Drs. 19/4142)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 29 Minuten. 

Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der Redezeit der stärksten 

Fraktion. Als erster Rednerin erteile ich der Kollegin Sanne Kurz für die Fraktion 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Sanne Kurz (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Stellen Sie sich vor, Sie sind die Tochter eines Holocaustüberlebenden. Vielleicht 

waren Ihre Eltern stark. Vielleicht waren sie aber auch gezeichnet und durch Traumata 

belastet. Vielleicht wurden Ihre älteren Geschwister verschleppt. Vielleicht wissen Sie 

nicht, wo Onkel und Tanten brutal ermordet wurden. Es gibt aber Gewissheiten, und 

zwar bittere Gewissheiten. Sie wissen sicher: Ihre Familie wurde beraubt – ihres 

Lebens, ihrer Würde und ihres Eigentums. Dieses Eigentum versuchen Sie heute, 

80 Jahre später, zurückzufordern. Dann finden Sie sich in einem bürokratischen Laby-

rinth wieder. Sie sprechen mit Deutschen, die mit den Schultern zucken, werden im 

Kreis geschickt, allein, sprachlich überfordert und ohne Hilfe.

Bayern hat Verantwortung – gerade Bayern; denn München war das Zentrum des 

NS-Kunstraubs. Zentrale Kunsthandlungen waren hier spendabel. Jüdisches Mäzena-

tentum füllte unsere Museen. Und heute? – Heute verweist die CSU auf eine zentrale 

Stelle in Magdeburg, als ob unsere Verantwortung dort endet.

"Und ein deutsches Bundesland hat uns jahrelang belogen und versucht, das 

historische Unrecht zu vertuschen, um seine Kunstwerke behalten zu können."
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Das sagte Michael Hulten, ein schwerkranker und hochbetagter Erbe, in der "Jüdi-

schen Allgemeinen" vom 20.02.2025.

(Unruhe)

– Bitte hören Sie in der ersten Reihe zu. Das ist interessant und auch wichtig.

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann (CSU))

Er wird wie so viele seit Jahrzehnten hingehalten.

Noch im Dezember 2024 redete sich der verantwortliche Minister Markus Blume mit 

seiner Behauptung, in Bayern sei die Restitution von NS-Raubgut – ich zitiere – 

"gelebte Praxis", um Kopf und Kragen. Was ist denn in Bayern "gelebte Praxis"? – 

Dass der verantwortliche Minister vor – ich zitiere – museumspolitischen Realitäten 

schulterzuckend den Schwanz einzieht? Dass Erbensuche im Ehrenamt passiert?

(Widerspruch bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Dass die Familien Flechtheim und Bernheimer oder die Gebrüder Lion und viele ande-

re im Kreis geschickt werden?

(Michael Hofmann (CSU): Ernsthaft?)

Dass Inventare nicht final erschlossen sind? Dass Opferfamilien keine Hilfe bekom-

men, sondern immer wieder nur vertröstet werden?

(Michael Hofmann (CSU): Also bitte! – Zuruf des Abgeordneten Martin Wagle 

(CSU))

Solange Bayern keine unabhängige Anlaufstelle schafft, bleibt alles Unrecht bestehen. 

Wir reden hier von Raubkunst, aber auch von geraubter Geschichte, geraubter Ge-

rechtigkeit und geraubter Menschlichkeit.
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Und was tut die CSU? – Wie schon Ludwig Spaenle beim Schwabinger Kunstforum 

gründet der Minister eine Taskforce und wirft dem Problem bei 10,7 Milliarden Euro 

Haushaltsresten eine Million Euro vor die Füße. Aktionismus wird vorgeschützt. Sonn-

tagsreden werden gehalten. Wenige Stellen in einem noch zu schaffenden Museums-

konstrukt werden gefeiert. Dabei wissen wir alle: Eine echte Aufarbeitung braucht 

mehr als nur Forschung. Sie braucht Zugang, Beratung, proaktive hauptamtliche Hilfe 

und ein An-die-Hand-Nehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Was tut Bayern beim Deutschen Zentrum Kulturgutverluste, beim DZK Help Desk 

NS-Raubgut der Außenstelle Berlin, auf den die CSU im Ausschuss eifrig als Lösung 

zeigte? Was tut Bayern da? – 1.500 Euro wurden im Jahr 2015 einmalig gezahlt. 

Außerdem wurden seither 68.862 Euro jährlich gezahlt – aber nur bis Ende 2016. 

Seither gibt es keinen einzigen Cent. Null, nada, nichts – seit fast zehn Jahren! Liebe 

CSU, schämen Sie sich denn eigentlich nicht? Darüber müssten Sie mal reden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNE fordern für Bayern eine zentrale, unabhängig und niedrigschwellige Bera-

tungsstelle NS-Raubgut, die mit hauptamtlichen Fachleuten besetzt ist, die auch über 

eine jüdische Perspektive verfügen, sowie eine Begleitung durch den Prozess und 

auch Ansprechpartnerinnen und Stütze in Bayern, wo wir schon einen großartigen 

Forschungsverbund haben, der in seiner wichtigen Arbeit weitgehend alleingelassen 

wird. Schaffen wir doch ein Help Desk Bayern. Seien wir mutig und mustergültig. Las-

sen Sie es uns besser machen als die vor uns. Diese Stelle wäre Licht im Dschungel 

des deutschen Behördentums. Sie wäre das, was Bayern sein könnte, ein Leuchtturm 

und ein Vorbild – endlich!

Noch ein Gedanke: Die "Monuments Men" haben mit begrenzten Mitteln Millionen 

Kunstwerke identifiziert und zurückgegeben. Frau Schlageter aus dem Ministerium 

hat sie zitiert. Direkt nach dem Krieg haben sie gearbeitet. Und heute, im digitalen 
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Zeitalter, schaffen wir es im Land der Täter nicht einmal, eine zentrale Telefonnum-

mer anzubieten. Was sagt das über uns als Land und unseren Willen aus? Liebe 

Kolleginnen und Kollegen, wenn wir es 80 Jahre nach Kriegsende mit der Erinnerung, 

mit Gerechtigkeit und mit Aufarbeitung der NS-Zeit ernst meinen, dann müssen wir 

den Betroffenen endlich zuhören, ihnen die Hand reichen und handeln. Stimmen Sie 

unserem Antrag zu! Sorgen Sie gemeinsam mit uns dafür, dass Bayern nicht weiter 

Schlusslicht bleibt, sondern endlich Verantwortung übernimmt und vorangeht. – Vielen 

Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Zu einer Zwischenbemerkung hat sich der 

Kollege Michael Hofmann von der CSU-Fraktion gemeldet.

Michael Hofmann (CSU): Sehr geehrte Frau Kollegin, angesichts des Themas merke 

ich an: Ihre aufgeplusterte Aufgeregtheit, Ihre Aggressivität und Ihre Ausdrucksweise, 

die Ihnen das Präsidium auch noch hat durchgehen lassen, passt überhaupt nicht zum 

Thema. Man nimmt Ihnen nicht ab, dass es Ihnen nur um die Sache geht. Es geht 

Ihnen offensichtlich um etwas ganz anderes. Das ist schade.

(Beifall bei der CSU – Toni Schuberl (GRÜNE): Political Correctness!)

Sanne Kurz (GRÜNE): Werter Kollege, ich weiß nicht, ob Sie sich mit der Arbeit 

beschäftigt haben, die wir GRÜNE uns als Landtagsfraktion hier seit vielen Jahren 

machen.

(Michael Hofmann (CSU): Ich habe mich mit Ihrer Rede und Ihrer Ausdruckswei-

se beschäftigt!)

Das, was Sie moniert haben – – Das macht jeder Hund, wenn er Angst hat: Er läuft 

weg. Darauf bezog ich mich.
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(Lachen bei der AfD – Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Haben Sie den Minister 

gerade als "Hund" bezeichnet?)

– Nein, ich habe den Minister nicht als "Hund" bezeichnet, sondern habe eine rhetori-

sche Formel verwendet.

(Michael Hofmann (CSU): Unglaublich!)

Er läuft vor seiner Verantwortung weg. Er weist immer darauf hin, dass museumspo-

litische Realitäten es leider nicht ermöglichen, in der Sache weiterzukommen. Das 

ist etwas, was passiert, wenn Leute Angst haben und sich vor ihrer Verantwortung 

drücken.

(Martin Wagle (CSU): Es wird nicht besser! – Michael Hofmann (CSU): Sie be-

nehmen sich unmöglich!)

Das ist etwas, was Leute machen, wenn sie Angst haben und sich vor ihrer Verantwor-

tung drücken.

(Michael Hofmann (CSU): Nein!)

Wir arbeiten seit vielen Jahren an dem Thema.

(Michael Hofmann (CSU): Unfassbar!)

Lesen Sie einfach mal durch – –

(Michael Hofmann (CSU): Unglaublich!)

– Ich sehe das anders, sonst hätte ich diesen Antrag nicht hochgezogen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Michael Hofmann (CSU): Ich glaube Ihnen sofort, 

dass Sie das anders sehen!)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Als nächstem Redner erteile ich dem Kol-

legen Dr. Stephan Oetzinger für die CSU-Fraktion das Wort.
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Dr. Stephan Oetzinger (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und 

Kollegen! Frau Kollegin Kurz, ich glaube, gerade die Wortwahl bei einem derartig 

sensiblen Thema ist durchaus nicht angemessen und ist in der Form auch der Würde 

dieses Hauses nicht angemessen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Toni Schuberl 

(GRÜNE): Woke is over!)

Meine Damen und Herren, das Thema Provenienzforschung bewegt uns als Regie-

rungskoalition aus CSU und FREIEN WÄHLERN, wie es auch das gesamte Hohe 

Haus bewegt und beschäftigt. Daher haben wir uns klar zu unserer Verantwortung 

im Zusammenhang mit der NS-Raubkunst bekannt. Das haben wir an dieser Stelle be-

reits mehrfach bekundet, zum einen unser Staatsminister Markus Blume, zum anderen 

die Kollegen Winfried Bausback und Michael Piazolo für unsere Fraktionen. Um eines 

ganz deutlich zu sagen: Wir als Freistaat und als Regierungsfraktionen stehen zu 

unserer historischen Verantwortung, zur Wiedergutmachung erlittenen NS-Unrechts. 

Wir stehen auch zu den Washingtoner Prinzipien.

Der Freistaat handelt nach dem Bekanntwerden der Vorwürfe bezüglich des Umgangs 

mit NS-Raubkunst. Bei den Bayerischen Staatsgemäldesammlungen ist das Staats-

ministerium für Wissenschaft und Kunst unmittelbar tätig geworden. Der bisherige 

Leiter der Staatsgemäldesammlungen wurde von seinen Aufgaben entbunden. Eine 

unabhängige Kommission zur Aufarbeitung aller Vorwürfe wurde eingesetzt. Die In-

terimsleitung hat der ehemalige Kulturdezernent der Landeshauptstadt Anton Biebl 

übernommen.

Zudem hat Staatsminister Blume dem zuständigen Fachausschuss im April eine Or-

ganisationsreform im Bereich der Provenienzforschung angekündigt. Damit soll die 

Provenienzforschung nicht mehr in der Zuständigkeit des einzelnen Hauses liegen, 

sondern zentral für alle staatlichen Sammlungen des Freistaates verantwortet werden. 

Im Zuge der Museumsagentur soll hier eine neue und effiziente Struktur entstehen, die 
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auch Vertrauen dahin gehend schafft, dass nicht eine Instituition selbst prüft, welche 

Provenienz die eigenen Bestände haben, sondern dass das Ganze unabhängig bei 

einer übergeordneten Stelle stattfinden soll.Damit wollen wir nicht nur eine neue Struk-

tur schaffen, sondern es geht uns auch darum, dass wir Transparenz, Einheitlichkeit 

und Nachvollziehbarkeit für die Öffentlichkeit herstellen.

Im Rahmen der Museumsoffensive wird es nicht nur diese zentrale Stelle geben, 

sondern auch eine unabhängige Expertenkommission, die diese Arbeit engmaschig 

begleiten wird. Zudem wollen wir – das eint uns hier im Hohen Haus – eine Stär-

kung der Provenienzforschung insgesamt erreichen, auch was die Ausbildung von 

Forscherinnen und Forschern angeht.

Daneben wird bereits die intensiv diskutierte unabhängige Schiedsgerichtsbarkeit, die 

Bund und Länder auf den Weg gebracht haben, ihre Arbeit aufnehmen. Wenn es nach 

uns geht, soll dies noch in diesem Jahr stattfinden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese unabhängige Schiedsgerichtsbarkeit stellt 

einen echten Meilenstein dar, wenn es um die Aufarbeitung von NS-Kunstraub in 

der Bundesrepublik Deutschland geht. An dieser Stelle gilt mein besonderer Dank 

Ihnen bzw. dir, lieber Herr Staatsminister Markus Blume, für deinen Einsatz bei dem 

Auf-den-Weg-Bringen dieser unabhängigen Schiedsgerichtsbarkeit. Herzlichen Dank 

dafür.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, es wurde bereits mehrfach hier im Plenum, aber auch im 

zuständigen Fachausschuss darüber diskutiert, dass wir zum einen die Aufarbeitung 

wollen, dass wir zum anderen aber auch eine Perspektive für den zukünftigen Um-

gang mit der Frage von zu restituierenden Kulturgütern, die potenziell NS-Raubkunst 

darstellen könnten, aufzeigen wollen. Wir haben hierzu mehrere Beschlüsse gefasst, 

und es sind in der Vorbereitung auch entsprechende Berichte, unter anderem flankiert 
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durch entsprechende Dringlichkeitsanträge, auch seitens der Regierungsfraktionen. 

Das heutige Hochziehen hätte es dafür nicht gebraucht.

Liebe Kollegin Kurz, was die geforderte bayerische Beratungsstelle angeht, würde 

man eine klassische Doppelstruktur in einer Zeit schaffen, in der wir eine Verschlan-

kung wollen, auch im Sinne von Bürgerinnen und Bürgern sowie Petenten. Wir würden 

eine doppelte Struktur schaffen. Das ist auch im Ausschuss für Wissenschaft und 

Kunst durch den Mitberichterstatter Herrn Kollegen Bausback und auch durch die 

Ausführungen des Ministeriums mehrfach deutlich gemacht worden.

Meine Damen und Herren, wir haben für die Hinterbliebenen von NS-Opfern und 

von Raubkunst betroffener Familien bereits eine zentrale Anlaufstelle. Diese zentrale 

Anlaufstelle ist der Help Desk des Deutschen Zentrums Kulturgutverluste – liebe Kolle-

gin, nebenbei bemerkt, eine bundesfinanzierte Einrichtung, keine, die über die Länder 

in Umlage finanziert ist.

(Zuruf der Abgeordneten Sanne Kurz (GRÜNE))

Genau dies ist die Stelle, an die man sich wenden kann. Genau dies ist die Stelle, 

die sich ganz bewusst auch an Nachkommen von Opfern der verfolgungsbedingten 

Entziehung von Kulturgut richtet, gerade auch an diejenigen, die eben nicht in der 

Bundesrepublik ihren dauerhaften Aufenthaltsort haben. Wir bieten hier eine ganz 

bewusst gewählte One-Stop-Shop-Lösung an. Die Stelle bietet allgemeine Beratung 

und Hilfestellung bei den Fragen der Entziehung sowie der Provenienzforschung, 

aber auch bei der Suche nach gerechten und fairen Lösungen. Es ist bewusst ein 

niederschwelliges Angebot, das man Menschen bietet, die außerhalb Deutschlands 

ihren Lebensmittelpunkt haben. Das ist die erste Anlaufstelle, die dann auch Kontakte 

vermitteln kann und behilflich ist.

Meine Damen und Herren, klar ist es so, dass Kultur immer auch Ländersache ist – 

das sagen wir als überzeugte Föderalisten. Dafür steht die CSU ein. Allerdings gibt 

es Dinge, die man ganz bewusst gemeinsam regeln und auf Bundesebene angehen 
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muss. Meine Damen und Herren, dazu zählt aus unserer Sicht auch die Aufarbeitung 

von NS-Unrecht, insbesondere im Zusammenhang mit der rechtswidrigen Aneignung 

von Kulturgütern.

Abschließend möchte ich noch einmal betonen, Bayern und insbesondere das Baye-

rische Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst handelt entschlossen. Die Maß-

nahmen im Zusammenhang mit der Museumsoffensive gehen in die richtige Richtung. 

Es sind seit März über 200 Meldungen an Lost Art ergangen. Die Regierungsfraktio-

nen werden diesen Prozess engmaschig begleiten. Der vorliegende Antrag ist aus 

unserer Sicht nicht zielführend. Wir lehnen ihn deshalb ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Als nächstem Redner erteile ich Herrn 

Abgeordneten Ulrich Singer für die AfD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Singer (AfD): Geschätzte Kolleginnen und Kollegen, wertes Präsidium! Wir 

haben es hier mit einem typischen Schaufensterantrag zu tun. Aber in diesem Fall 

ist die Ware im Schaufenster sogar abgelaufen, weil der Antrag eigentlich aus dem 

letzten Jahr stammt. Das, was Sie uns anbieten, braucht keiner, auch nicht im Son-

derangebot. Frau Kurz, es ist eine Schande, wie Sie mit diesem wichtigen Thema 

umgehen. Es geht um NS-Raubgut. Wir wollen, soweit es überhaupt möglich ist, nach 

80 Jahren etwas Gerechtigkeit wiederherstellen. Das erlittene Unrecht, das damals 

geschehen ist, können wir nicht ganz beseitigen. Frau Kollegin Kurz, wie Sie das 

Thema angehen, ist eine Schande und inakzeptabel.

Ich wundere mich, dass Sie diesen Antrag jetzt noch einmal zur Diskussion stellen. 

Dass Sie ihn überhaupt in den Ausschuss eingebracht haben, war schon nicht richtig. 

Im Dezember letzten Jahres hätte dieser Antrag beraten werden sollen. Damals haben 

Sie ihn noch selbst zurückgezogen, weil Sie wahrscheinlich erkannt haben, dass der 
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Antrag Mist ist, wie er geschrieben ist. Sie haben ihn auf jeden Fall vertagen lassen. 

Dann ist er für einige Monate in der Schublade verschwunden. Im März dieses Jahres 

kommen Sie daher und wollen ihn diskutiert haben. Sie haben im Ausschuss noch 

selbst erkannt, dass es der Antrag vom November 2024 ist, aber gesagt, man habe 

nicht wissen können, dass die Regierung in der Zwischenzeit selbst etwas einbringen 

wird.

(Zuruf der Abgeordneten Sanne Kurz (GRÜNE))

Frau Kollegin, Sie haben doch spätestens im März gesehen, dass wir schon zwei 

Anträge vorliegen hatten, denen das ganze Haus fraktionsübergreifend zugestimmt 

hatte. Das haben Sie doch im März gewusst, als Sie diesen Antrag noch einmal 

eingebracht hatten, der zu diesem Zeitpunkt keinen Sinn mehr gemacht hat.

Ihr Antrag ist aber auch inhaltlich völlig daneben. Sie wollen eine zentrale, institutions-

übergreifende, unabhängige Beratungsstelle in Bayern. Diese kann in Bayern nicht 

16 Bundesländer abdecken. Oder wollen Sie 16 zentrale Stellen schaffen? –

(Zuruf der Abgeordneten Sanne Kurz (GRÜNE))

Dann hätten wir 16-mal eine Doppelstruktur zu einer bereits bestehenden Zentrale 

in Magdeburg. Was soll dieser ganze Unsinn? – Lassen Sie doch die Schiedsgerichts-

barkeit, die wir alle gemeinsam beschlossen haben, ihre Arbeit aufnehmen. Dann 

evaluieren wir es. Wir haben auch noch einen Bericht beschlossen, der vor der Som-

merpause kommen wird. Frau Kollegin, die Sommerpause war noch nicht, der Bericht 

wird kommen. Schauen Sie sich den Bericht an, dann können Sie vielleicht intelligent 

nachsteuern; aber nicht so, wie Sie es hier gemacht haben. Es ist einfach nur peinlich, 

so eine Forderung zu stellen.

Sie haben diesen Antrag dann noch ohne Bedarf hochgezogen. Schreiben Sie doch 

einen schönen, ordentlichen Antrag, sobald wir sehen, wie die Schiedsgerichtsbarkeit 

arbeitet, wenn sie die Tätigkeit aufgenommen hat.
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Wir haben also bereits Beschlüsse gefasst. Sie kommen immer wieder mit dem 

gleichen Thema daher, obwohl das Hohe Haus Beschlüsse gefasst hat. Wir haben 

beschlossen, eine Schiedsgerichtsbarkeit auf den Weg zu bringen. Wir haben dann 

weiter diskutiert, haben noch einen Dringlichkeitsantrag der Regierungsparteien ge-

meinsam beschlossen. Dann kommen Sie wieder daher mit einem Antrag, der zeitlich 

und räumlich in dieser Form so nicht passt.

Geschätzte Kollegen, wir brauchen diese Diskussion nicht weiter zu vertiefen. Das 

Thema ist sehr wichtig. Es wird angegangen. Wir haben gemeinsam beschlossen, wie 

man es angeht. Frau Kollegin Kurz, ich verstehe nicht, warum Sie hier immer wieder 

bei einem Thema, das mehrfach abgearbeitet ist, nachtarocken wollen.

(Sanne Kurz (GRÜNE): Weil es nicht abgearbeitet ist!)

– Dann erklären Sie doch bitte einmal, was Sie hier fordern.

(Sanne Kurz (GRÜNE): Lesen Sie den Antrag!)

Sie fordern eine zentrale Stelle in Bayern, die nicht bundesweit tätig werden kann, 

während wir bundesweit schon eine Stelle haben.

(Sanne Kurz (GRÜNE): In Bayern!)

Haben Sie es nicht verstanden? – Es gibt das Deutsche Zentrum Kulturgutverluste in 

Magdeburg. Lesen Sie doch einmal nach. Das können Sie ganz einfach im Internet 

googeln. Das finden Sie auf Wikipedia oder woanders.

(Sanne Kurz (GRÜNE): Das ist doch bekannt, dass es das gibt!)

– Frau Kollegin, warum stellen Sie dann den Antrag? Ihnen ist bekannt, dass es das 

gibt, und dann wollen Sie in sinnloser Weise eine Doppelstruktur schaffen,

(Zuruf der Abgeordneten Sanne Kurz (GRÜNE))
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die einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand schafft, zusätzliche Kosten verursacht und 

letztlich die Arbeit der Expertenkommission und der Schiedsgerichtsbarkeit behindert. 

Frau Kollegin, so nicht! Wir können Ihnen nicht zustimmen. Machen Sie Ihre Arbeit or-

dentlich. Mit dem Antrag helfen Sie weder den Hinterbliebenen noch sonst jemandem.

(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist Prof. Dr. Michael Pia-

zolo für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Natürlich ist es ein Skandal, dass wir 80 Jahre nach Kriegsende 

immer noch über dieses Thema sprechen müssen. Es ist wichtig, dass wir darüber 

reden. Es ist nicht diese Staatsregierung, die etwas versäumt hat, sondern es sind die 

Bundesregierungen und auch die Staatsregierungen der letzten Jahrzehnte.Da ist zu 

wenig passiert. Ich habe das auch im Ausschuss deutlich gesagt.

Es ist so, dass damals Menschen unter dem Regime unglaublich gelitten haben, 

dass sie ihr Eigentum verloren haben. Und natürlich leben hier viele Betroffene. Dass 

man es dann in den Jahrzehnten danach nicht schafft, das zu restituieren und im 

Grund genommen den Menschen ihr Eigentum zurückzugeben, das ist für die Bundes-

republik Deutschland kein Ruhmesblatt. Bei vielen sitzt die Enttäuschung sehr, sehr 

tief. Insofern ist es wichtig, dass wir das Thema besprechen und im Ausschuss sehr, 

sehr intensiv behandelt haben.

Der Minister hat sich dieses Themas angenommen und angekündigt, was in nächster 

Zeit passieren wird. Übrigens ist auch von Ihnen, Frau Kurz, erwähnt und von Frau 

Schlageter im Ausschuss hierzu Auskunft gegeben worden, was in der nächsten Zeit 

passieren wird. Insofern ist vor allem in den letzten Monaten in die Debatte enormes 

Tempo hineingekommen.
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Ich verstehe, dass man da vor allem dann unruhig ist, wenn einen das Thema um-

treibt. Aber ich bitte abzuwarten, weil es der richtige Weg ist, Transparenz zu schaffen. 

Bundesweit wird hoffentlich in diesem Jahr eine Schiedsgerichtbarkeit und vieles mehr 

kommen. Herr Kollege Oetzinger hat es gerade beschrieben. Deshalb werde ich es 

nicht wiederholen.

Insofern: Danke für die Debatte, die wir insgesamt im Ausschuss führen. Meine Bitte 

ist: Lasst uns auf diese Dinge konzentrieren, ohne ein Wettrennen zu veranstalten, 

wer welchen Antrag wie stellt. Ob jetzt eine Anlaufstelle kommen wird? – Warten wir 

es ab. Ich bin sicher, dass wir in wenigen Wochen und Monaten den nächsten Bericht 

bekommen werden – wahrscheinlich sind es sogar Wochen –, in dem deutlich wird, 

was bislang erreicht worden ist.

Ich wiederhole also: Diese Debatte ist wichtig. Es ist von zentraler Bedeutung, dass 

wir sie führen. Wichtig ist auch, dass wir auf diesem Gebiet ins Tempo kommen; denn 

– auch das muss gesagt werden – die letzten Personen, die es persönlich erlebt 

haben, leben noch; es sind nur noch sehr wenige. Es sind jetzt vielleicht die Erben, 

denen das auch wichtig ist, wenn auch nicht in gleichem Maße.

Was uns nicht passieren darf, ist, dass ein Unrecht, das damals geschehen ist, da-

durch, dass wir so lange gezögert haben, zu einem zweiten Unrecht wird. Das ist eine 

ganz entscheidende Frage. Deshalb bin ich auch dafür dankbar, dass jetzt die Debatte 

an Tempo gewinnt und dass konkrete Maßnahmen ergriffen worden sind. Wir werden 

dieses Thema im Ausschuss ganz, ganz eng begleiten. Auch das ist ein Anliegen, das 

uns FREIEN WÄHLERN und dem Koalitionspartner sehr, sehr am Herzen liegt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Katja 

Weitzel für die Fraktion der SPD. Bitte schön.
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Katja Weitzel (SPD): Sehr geehrtes Präsidium, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Bereits im Februar dieses Jahres haben uns die Restitutionspolitik der Baye-

rischen Staatsregierung und der Umgang mit Nachfahren der Opfer des NS-Kunst-

raubs im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst sowie im Hohen Haus insgesamt 

beschäftigt. In Anbetracht der Bedeutung dieses Themas – ich wiederhole hier meine 

Worte vom Februar dieses Jahres –, das sich nicht für Parteipolitik eignet, war es 

umso erfreulicher, dass damals hier Dringlichkeitsanträge nach Diskussionen und Än-

derungen einstimmig verabschiedet wurden.

Auch im Ausschuss bestand Einigkeit, dass in der Frage des Umgangs der Staats-

regierung mit der Provenienzforschung und der Rückgabe von NS-Raubgut an die 

Erben ein hohes Maß an Transparenz herrschen muss. Ich darf daran erinnern, dass 

wir einen Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion mit Änderungen der Fraktionen von 

CSU und FREIEN WÄHLERN am 27.02.2025 dahin gehend geändert haben, dass die 

Staatsregierung aufgefordert wird, dem Landtag so bald wie möglich, spätestens bis 

zur Sommerpause – Kollege Piazolo sagte es gerade – schriftlich und gegebenenfalls 

mündlich auch im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst zu berichten.

Dazu gehört aber auch die Frage: In welcher Form geht die Staatsregierung proaktiv 

auf potenzielle Anspruchsteller und Anspruchstellerinnen zu? Wie wird sichergestellt, 

dass Erben davon erfahren, dass sich NS-Raubkunst im Besitz des Freistaats Bayern 

befindet? Wie wird mit einer möglichen Rückgabe umgegangen? Das waren Fragen 

aus diesem Dringlichkeitsantrag.

Der Antrag der GRÜNEN dient genau dieser Transparenz. Die Einrichtung einer unab-

hängigen Anlaufstelle für die Nachkommen mutmaßlicher Opfer von NS-verfolgungs-

bedingtem Entzug von Kunst und Kulturgütern, die diese hinsichtlich ihrer Ansprüche 

berät, wäre ein solcher Baustein für eine nachvollziehbare und transparente Aufarbei-

tung dieses Teils des NS-Unrechts.
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Der Bericht der Staatsregierung zu diversen Anträgen der Fraktionen steht noch aus. 

Das stimmt. Aber das ist kein Grund, der Forderung nach einer unabhängigen Anlauf-

stelle nicht nachzukommen; denn damit wäre ein Schritt zu einer proaktiven Aufklä-

rung und Information durch die Staatsregierung niederschwellig und ohne juristischen 

und finanziellen Aufwand für die Antragsteller und Antragstellerinnen gewährleistet. 

Dies ist nach bisheriger Kenntnis derzeit nicht der Fall. Potenzielle Erben müssen 

nach wie vor auf eigene Kosten Nachforschungen anstellen und Gutachten vorlegen, 

um ihre Ansprüche geltend zu machen. Da die meisten nicht in Deutschland leben und 

bereits in fortgeschrittenem Alter sind, brauchen sie zur Durchsetzung ihrer Interessen 

in Deutschland Mittelspersonen, was aufgrund der Komplexität der Vorgänge häufig 

nur von spezialisierten Anwälten und Anwältinnen wahrgenommen werden kann. Mit 

einer unabhängigen Anlaufstelle ließe sich für die Betroffenen die Situation in einem 

ersten Schritt verbessern.

Warum trotz aller anderweitigen Behauptungen und Beteuerungen seitens der Staats-

regierung und auch seitens der Regierungsfraktionen immer wieder vertröstet und 

abgewartet werden soll, bis Berichte vorliegen usw., ist langsam nicht mehr so ganz 

nachvollziehbar. Ob das im Kreis der Betroffenen dem Ansehen Bayerns dient, stelle 

ich in Frage.

Wir bleiben daher bei dem, was wir im Ausschuss getan haben. Dort haben wir 

dem Antrag zugestimmt, da er ein wichtiger Baustein zur Fortentwicklung der Proveni-

enzforschung und Restitutionsverfahren in Bayern sein kann. – Vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Für die Staatsregierung hat Staatsminister 

Markus Blume noch um das Wort gebeten. Bitte schön.

Staatsminister Markus Blume (Wissenschaft und Kunst): Sehr geehrter Herr Präsi-

dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben es schon vielfach gehört: Es ist nicht 
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das erste Mal, dass wir uns hier zu diesem Thema austauschen. Ich halte es auch für 

notwendig, dass wir hier bei diesem Thema am Ball bleiben; denn wie verschiedentlich 

gesagt worden ist, ist es etwas, was uns als Freistaat Bayern belastet, was auch bei 

den Institutionen Vertrauen gekostet hat und wo es überhaupt kein Vertun geben darf 

in der Aufrichtigkeit und im Willen, spätestens 80 Jahre nach Kriegsende wenigstens 

zu versuchen, Gerechtigkeit herzustellen. Dies sei vorweggeschickt.

Ich möchte mich anschließen und Michael Hofmann, Stephan Oetzinger und anderen 

Danke sagen, die deutlich gemacht haben, dass es dann aber auch notwendig ist, 

eine solche Debatte mit Angemessenheit und Stil zu führen.

Liebe Frau Kurz, ich kann nur sagen: Schaum vorm Mund wird dem Thema nicht 

gerecht. Dem kann ich mich nur anschließen.

(Beifall bei der CSU)

Ich will mich mit dem Antrag in aller Sachlichkeit auseinandersetzen. Das Wichtigste 

vielleicht vorweg: Ich würde zum heutigen Zeitpunkt gar nichts ausschließen, wie 

künftige Strukturen aussehen; denn dazu haben wir uns miteinander auf den Weg 

gemacht. Wir haben Kommissionen eingerichtet und Experten befragt, um Hinweise 

und Empfehlungen zu bekommen, wie wir besser werden können. Dass wir besser 

werden müssen, daran kann überhaupt kein Zweifel bestehen. Übrigens ist dies kein 

isoliertes bayerisches Thema, sondern etwas, das in Deutschland die gesamte Mu-

seumslandschaft herausfordert. Sie haben mich mehrmals zitiert, aber leider falsch. 

Das ist kein isoliertes bayerisches Thema, sondern wir müssen uns in der Republik 

insgesamt diese Fragen stellen: Haben wir in der Vergangenheit genug gemacht? 

Welche Strukturen brauchen wir in der Zukunft? Das kann aber im Umkehrschluss 

nicht bedeuten, dass wir jetzt Ihrem Antrag einfach zustimmen, weil Sie die Idee 

haben, hierfür eine unabhängige Beratungsstelle zu schaffen. Ich würde das gerne am 

Ende des Prozesses sehen und dann die richtigen Schlussfolgerungen miteinander 

ziehen.
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Bei der Frage, welche Aufgabe eine solche unabhängige Beratungsstelle haben kann, 

habe ich Zweifel, weil wir zum Ersten damit Gefahr laufen, Doppelstrukturen zu schaf-

fen. Zum Deutschen Zentrum Kulturgutverluste ist alles schon ausgeführt worden. Dort 

gibt es für solche Anfragen bereits den Help Desk für Hilfestellungen; das steht bereits 

im Namen.

Zum Zweiten: Für einzelfallbezogene Fragen haben wir in Bayern eine Anlaufstelle, 

und wir haben als Erstmaßnahme diese Stelle zentralisiert. Wir haben uns entschie-

den, die zentralen Dienste zu verselbstständigen, zu einer Museumsagentur zu entwi-

ckeln und bei diesen zentralen Diensten, bei dieser Museumsagentur alles anzusie-

deln, was mit Provenienzforschung und auch mit der juristischen Einschätzung zu tun 

hat. Das heißt, das, was Sie sich wünschen, nämlich einen Ort zu haben, wo das 

für alle bayerischen Museen und Sammlungen gebündelt in Zukunft stattfinden wird, 

werden wir zum 1. Juli in Wirkung setzen. Damit leisten wir einen wichtigen Beitrag zur 

Verfahrenstransparenz, aber auch zur Klarheit, insbesondere auch für die Opferseite.

Dann will ich noch dazu sagen: Das, was Sie ausführen, dass wir prozessberatend, 

prozessbegleitend, rechtsberatend tätig werden sollen, ist eine falsche Erwartung, die 

Sie hier an den Freistaat Bayern haben. Es gibt in Deutschland einen Berufszweig 

dafür. Das ist der Anwalt, der Rechtsanwalt, die Rechtsanwältin.

Der Freistaat Bayern kann meines Erachtens diese Aufgabe auch gar nicht leisten, 

liebe Frau Kurz. Denn wir sind ja in diesen Verfahren Partei. Ich kann mir beim 

besten Willen nicht vorstellen, dass jemand, der sich auf der anderen Seite, auf der 

Opferseite sieht, so viel Vertrauen, egal in welcher Form, aufbringen kann, dass er 

sagt: Das wird unabhängig sein. – Solange eine Staatsgemäldesammlung, solange 

diese Museen unmittelbare Einrichtungen des Freistaats Bayern sind, ist das keine 

unabhängige Rechtsperson, sondern Teil des Freistaats Bayern. Während dieser Zeit 

kann der Freistaat Bayern hier gar nicht anders, als Partei in diesem Verfahren zu 

sein. Insofern können wir dann auch nur darauf verweisen, dass man tatsächlich 
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Hilfe von Dritten in Anspruch nimmt, wie das in einem Rechtsstaat wie Deutschland 

üblicherweise auch der Fall ist, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Meine Bitte ist, dass wir die Maßnahmen wirken lassen, die wir ergriffen haben. Ich 

hatte es im Landtag schon einmal gesagt: Es ist tatsächlich gar nicht so einfach, durch 

dieses Dickicht und durch all diese Herausforderungen, die sich auf dem Weg auftür-

men und von denen manche auch neu aufkommen, tatsächlich mal eine Bresche zu 

schlagen.

Ich habe Transparenz und Tempo versprochen. Ich kann Ihnen nur sagen: Wir sind 

dabei, dieses Gesamtmaßnahmenpaket auch umfänglich abzuarbeiten. Wir haben 

mit Anton Biebl eine neue Leitung für die Bayerischen Staatsgemäldesammlungen 

eingesetzt. Ich bin gottfroh, dass wir Anton Biebl haben. Er macht dort einen herausra-

genden Job. Ich möchte ihm an der Stelle auch ganz deutlich Danke sagen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben eine Expertenkommission in den Blick genommen, die vor der Sommerpau-

se oder jedenfalls im Umfeld der Sommerpause Gestalt annehmen soll. Wir wollen 

einen Runden Tisch etablieren, der ein späteres Mandat für eine umfangreichere 

Untersuchung vorbereitet. Und wir machen weiter mit der Museumsoffensive. Die 

Staatsgemäldesammlungen selbst haben – wir haben es vorhin gehört – über 200 

zusätzliche Meldungen bei Lost Art vorgenommen. Wir haben zwei Stellen und 1 Milli-

on Euro zur Verfügung gestellt, damit die Provenienzforschung noch schlagkräftiger 

aufgesetzt werden kann. Die Expertenkommission, von der ich vorhin gesprochen 

habe, hat unter Leitung von Frau Prof. Dr. Hopp ihre Arbeit aufgenommen.

Den abschließenden Bericht werden wir ehrlicherweise erst nach der Sommerpause 

geben können. Denn wir wollen die Ergebnisse dieser Expertenkommission dem 

Landtag auch umfänglich darstellen. Aber ich verspreche, dass wir jedenfalls vor der 

Protokollauszug
53. Plenum, 24.06.2025 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 18



Sommerpause noch einen Zwischenbericht erstatten, in dem wir dem Hohen Haus 

darlegen können, was in der Zwischenzeit alles passiert ist.

Wir haben auch eine Reformkommission eingesetzt, weil wir gesehen haben, dass die 

Strukturen der Museen und Sammlungen nicht mehr zu den Anforderungen der Zeit 

passen. Auch dazu will ich gerne zu gegebener Zeit informieren.

Ob all das, was hier von Verwaltungen, von Museen und Sammlungen erwartet wird, 

was sich wie ein Berg auftürmt, in der Arbeit dadurch beschleunigt wird, dass wir jetzt 

auch einen Fragenkatalog von über 300 Fragen, liebe Frau Kurz, den Sie eingereicht 

haben, noch zusätzlich beantworten sollen und müssen, das lasse ich mal dahinge-

stellt. Wir werden das natürlich tun, das ist gar keine Frage. Für den Moment ist mein 

Bestreben allerdings, dass wir so schnell wie möglich bei den großen Brocken und bei 

den großen Punkten ansetzen können.

Der größte Punkt – das ist mein dritter und letzter –: Ich hätte gerne, dass wir alles 

dazu tun, dass die Schiedsgerichtsbarkeit rasch die Arbeit aufnehmen kann. Die 

Vereinbarung zum Schiedsgericht ist der größte Erfolg, den wir im Bereich von Pro-

venienzforschung und Restitution in den letzten Jahren und Jahrzehnten überhaupt 

erreicht haben. Es ist nämlich zum ersten Mal so, dass an die Stelle von Beratung 

und "könnte mal" Rechtsverbindlichkeit tritt. Deswegen war ich auch persönlich so 

hinterher, dass wir diese Rechtssicherheit und die Rechtsverbindlichkeit mit dieser 

Schiedsgerichtsbarkeit erreichen.

Ich habe dazu auch noch einmal mit dem Zentralrat der Juden ganz aktuell telefo-

niert, weil mir einfach wichtig ist, dass hier keine Zweifel aufkommen, dass wir es 

wirklich ernst meinen. Wir meinen es ernst als Freistaat Bayern bei unseren eigenen 

Aufgaben, und wir meinen es ernst, was das Anliegen angeht, Rechtssicherheit und 

Rechtsverbindlichkeit mit einer Schiedsgerichtsbarkeit tatsächlich herzustellen.

Sie hatten auch mehrfach gefragt: Wie schaut es eigentlich mit dem Bekenntnis des 

Freistaats Bayerns aus? – Wie es der Zufall will, habe ich tatsächlich in dieser Land-
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tagssitzung hier die Zeit nutzen können und das stehende Angebot abgegeben für den 

Freistaat Bayern. Das heißt, wir unterwerfen uns dieser Schiedsgerichtsbarkeit ohne 

Wenn und Aber für alle unsere staatlichen Einrichtungen im Freistaat Bayern.

Ich kann nur sagen, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wir 

wissen um unsere historische Verantwortung. Kollege Piazolo hat es gerade noch 

einmal deutlich gemacht: Es ist eigentlich ein Unding, Skandal, wie auch immer man 

das nennen mag, dass wir uns 80 Jahre nach Kriegsende immer noch mit diesen 

Dingen auseinandersetzen müssen. Wir werden nicht alles, was in den 80 Jahren 

davor nicht passiert ist, jetzt innerhalb von wenigen Wochen auf neue Beine stellen 

können. Aber wir sollten keinen Zweifel daran lassen, dass wir den unbedingten Willen 

haben, es zu tun und in endlicher Zeit zu Ende zu bringen. Um diese Zeit und um 

dieses Vertrauen bitte ich dieses Hohe Haus und werde zu gegebener Zeit wieder 

berichten.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der federführen-

de Ausschuss für Wissenschaft und Kunst empfiehlt die Ablehnung des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktio-

nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der SPD. Gegenstimmen bitte anzeigen! – 

Die Fraktionen der FREIEN WÄHLER, der CSU und der AfD. Stimmenthaltungen? – 

Keine. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.
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